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Qualität der Langzeitpflege – 
Stand und Perspektiven
von Heinz Rothgang

Das gesetzliche System des Qualitätsmanage-
ments hat sich seit Einführung der Pflegever-
sicherung erheblich weiterentwickelt und ausdif-
ferenziert. Ursprünglich stellte es lediglich auf 
Qualitätssicherung bei der Strukturqualität ab. 
Nun wird auch die Qualitätsentwicklung adres-
siert, und zwar in Bezug auf Struktur-, Prozess- 
und Ergebnisqualität. Dennoch weisen die aktu-
ellen Regelungen Defizite auf. Problematisch ist 
insbesondere, dass die gleichen Qualitätsindika-
toren sowohl für die Qualitätssicherung als auch 
für die Qualitätsentwicklung genutzt werden 
sollen. Sinnvoller erscheint es, Routinedaten der 
Pflegekassen zu nutzen, um Pflegetransparenz 
herzustellen und so einen Qualitätswettbewerb 
zu ermöglichen. Die Qualitätsindikatoren könnten 
zum internen Qualitätsmanagement genutzt 
werden und die Qualitätsbewertungen durch die 
Prüfdienste nur die gravierenden Abweichungen 
vom Durchschnitt monieren.

Schlüsselwörter: Pflegeversicherung, Qualitäts-
management, Strukturqualität, Prozessqualität, 
Ergebnisqualität 

The statutory system of quality management 
has developed and differentiated considerably 
since the introduction of long-term care insu-
rance. Originally it only focused on quality 
assurance in terms of structural quality. Now 
it also addresses quality development in terms 
of structure, process and outcome. The current 
regulations, nevertheless, have shortcomings. 
It is particularly problematic that the same 
quality indicators are to be used for both 
quality assurance and quality development. 
It appears to make more sense to use claims 
data from the long-term care insurance funds 
in order to create care transparency and thus 
enable quality competition, while the quality 
indicators can be used for internal quality 
development and the quality assessments by 
the Medical Service only pick on serious devia-
tions from the average.
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1	� Einleitung
Bei Einführung der Pflegeversicherung wurde die Pflege-
qualität im Elften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XI) nur an 
einer Stelle thematisiert: In § 80 wurde der gemeinsamen 
Selbstverwaltung die Aufgabe übertragen, „gemeinsam 
und einheitlich Grundsätze und Maßstäbe zur Qualität 
und Qualitätssicherung der ambulanten und stationä-
ren Pflege sowie für das Verfahren zur Durchführung von 
Qualitätsprüfungen“ zu vereinbaren (§ 80 Abs. 1 Satz 1 
SGB XI in der Fassung des Pflege-Versicherungsgesetzes), 
und die Pflegeeinrichtungen wurden verpflichtet, „auf 
Verlangen der Landesverbände der Pflegekassen“ dem 
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) 
oder von den Landesverbänden bestellten Sachverstän-
digen Qualitätsprüfungen zu ermöglichen (§ 80 Abs. 2 
Satz 2 SGB XI in der Fassung des Pflege-VG). Ein Vergleich 
mit der geltenden Fassung des SGB XI allein zeigt schon, 
welchen Bedeutungszuwachs das Qualitätsthema im 
Normengeflecht der sozialen Pflegeversicherung (SPV) 
seitdem erfahren hat: Nicht weniger als 16 Paragrafen 
umfasst das Elfte Kapitel des SGB XI, in dem die „Quali-
tätssicherung und Sonstige Regelungen zum Schutz der 
Pflegebedürftigen“ inzwischen gebündelt sind. 

Nachfolgend wird zunächst die Entwicklung der 
rechtlichen Grundlagen zum Qualitätsmanagement im  
SGB XI rekapituliert (Abschnitt 2). Dabei wird die von 
Avedis Donabedian (1966) eingeführte Unterscheidung 
von Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität sowie die 
konzeptionelle Unterscheidung zwischen (externer) Qua-
litätssicherung und (interner) Qualitätsentwicklung ge-
nutzt, um herauszuarbeiten, wie sich die Schwerpunkte 
der Regelungen seit Einführungen der Pflegeversiche-
rung verschoben haben. Darauf aufbauend werden in Ab-
schnitt 3 das Potenzial der existierenden Regelungen und 
ihre Defizite analysiert. Abschließend wird auf die Quali-
tätsbewertung mit Indikatoren aus den Routinedaten der 
Pflegekassen eingegangen, die derzeit noch nicht Teil der 
gesetzlichen Regelungen ist, aber zur Behebung bestehen-
der Defizite beitragen kann (Abschnitt 4). Dabei wird auch 
die Rolle von Qualitätstransparenz thematisiert. 

2	�Qualitätsmanagement: 
gesetzliche Regelungen 

Das heutige System der gesetzlichen Regelungen hat 
sich in den vergangenen 30 Jahren (weiter)entwickelt 
und dabei ausdifferenziert (Abbildung 1). 

Bis zur Einführung der Pflegeversicherung wur-
de die Pflegequalität vor allem ordnungsrechtlich im 
Heimgesetz thematisiert. Dabei wurde ausschließ-
lich auf die Sicherung der Strukturqualität abgestellt. 
Die 1996 von der gemeinsamen Selbstverwaltung ver-
einbarten Grundsätze und Maßstäbe zur Qualitäts-
sicherung sprechen zwar Struktur-, Prozess- und Er-
gebnisqualität an, machen aber lediglich bei der 
Strukturqualität konkrete Vorgaben. Im Pflege-Qua-
litätssicherungsgesetz (PQsG) vom 9. September 2001 
wurden die Akteure der gemeinsamen Selbstverwal-
tung dann erstmals aufgefordert, Grundsätze und 
Maßstäbe nicht nur für die Qualitätssicherung, son-
dern auch für die „Entwicklung eines einrichtungs-
internen Qualitätsmanagements“ zu vereinbaren  
(§ 80 Abs. 1 Satz 1 SGB XI in der Fassung des PQsG), das 
auf „eine stetige Sicherung und Weiterentwicklung 
der Qualität ausgerichtet ist“. Die neu eingeführten 
(und später wieder abgeschafften) Qualitäts- und Leis-
tungsvereinbarungen zielten dabei primär auf die „per-
sonelle und sächliche Ausstattung des Pflegeheims“  
(§ 80a Abs. 2 Satz 2 SGB XI in der Fassung des PQsG). 
Im Kern konzentriert sich das PQsG damit – trotz der 
gegenteiligen Absichtserklärungen – immer noch auf 
die Sicherung der Strukturqualität. Konkrete Maßnah-
men zur Weiterentwicklung der Pflegequalität fehlen 
dagegen. 

2008 wurde ein weiterer gesetzgeberischer Schritt 
zur positiven Beeinflussung der Pflegequalität unter-
nommen: Im Pflege-Weiterentwicklungsgesetz (PfWG) 
vom 28. Mai 2008 wurden die nunmehr im Elften Kapi-
tel des SGB XI gebündelten Vorschriften erheblich aus-
geweitet. Mit der Einführung der Expertenstandards 
(§ 113a SGB XI in der Fassung des PfWG) wurde zudem 
erstmals die Prozessqualität fokussiert. Expertenstan-
dards sollen dabei den allgemein anerkannten Stand 
der medizinisch-pflegerischen Erkenntnisse nicht nur 
konkretisieren, sondern weiterentwickeln (Schiemann 
et al. 2014). In der nachfolgenden Praxis ist es aller-
dings nicht gelungen, auch nur einen Expertenstan-
dard nach dieser Norm verbindlich zu konsentieren, 
sodass diese Vorschrift im Pflegeunterstützungs- und 
-entlastungsgesetz vom 19. Juni 2023 wieder abge-
schafft wurde. Grundlegend verändert wurde im PfWG 
zudem die Rolle der Qualitätsprüfungen durch den 
Medizinischen Dienst. Waren bis 2006 nur 80 Prozent 
der Pflegeeinrichtungen überhaupt mindestens einmal 
geprüft worden, sollten ab 2011 alle Pflegeheime ein-
mal pro Jahr begangen und geprüft werden (Rothgang 
und Preuss 2009). Die Ergebnisse der Prüfungen soll-
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ten die Landesverbände der Pflegekassen nunmehr zu-
dem in „verständlicher, übersichtlicher und vergleich-
barer Form veröffentlichen (§ 115 Abs. 1a Satz 1 SGB XI 
in der Fassung des PfWG). Erstmals wird hiermit die 
Ergebnisqualität in den Blick genommen und zudem 
erstmals ein anderer Regelungsansatz gezielt genutzt: 
der Qualitätswettbewerb durch informierte Nutzerin-
nen und Nutzer. Allerdings stießen die sogenannten 
Pflegenoten auf erhebliche Kritik. Sie basierten auf 
der Pflege-Transparenzverordnung, die von der ge-
meinsamen Selbstverwaltung von Kostenträgern und 
Einrichtungsträgern beschlossen worden war. Neben 
methodischer Kritik (vergleiche Bonato 2010; Hasseler 
und Wolf-Ostermann 2010) wurde insbesondere be-
mängelt, dass die Pflegenoten kaum diskriminieren 

und so nur einen geringen Verbrauchernutzen entfal-
ten (Sünderkamp et al. 2014). In Reaktion darauf ist es 
zu einer Neufassung der Transparenzvereinbarungen 
zum 1. Januar 2014 (stationär) beziehungsweise zum  
1. Januar 2017 (ambulant) gekommen. Gleichzeitig 
wurde aber auch der Wunsch deutlich, die Pflegenoten 
mittelfristig durch ein anderes Verfahren zu ersetzen. 

Im Pflege-Neuausrichtungsgesetz (PNG) vom  
23. Oktober 2012 wurden die Vertragspartner aufge-
fordert, die Anforderungen „an ein indikatorenge-
stütztes Verfahren zur vergleichenden Messung und 
Darstellung von Ergebnisqualität im stationären Be-
reich, das auf der Grundlage einer strukturierten 
Datenerhebung im Rahmen des internen Qualitäts-

Abbildung 1 Entwicklung des gesetzlichen Rahmens
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managements eine Qualitätsberichterstattung und 
die externe Qualitätsprüfung ermöglicht“ zu regeln 
(§ 113 Abs. 1 SGB XI in der Fassung des PNG). Diese 
Regelung zeigt eine Hinwendung zur Ergebnisqua-
lität. Zudem sollen die Indikatoren sowohl dem in-
ternen Qualitätsmanagement als auch der externen 
Qualitätsprüfung dienen. Der Übergang vom System 
der Pflegenoten auf neue Qualitätsindikatoren wur-
de im Zweiten Pflegestärkungsgesetz (PSG II) vom  
21. Dezember 2015 mit der Verpflichtung der Ver-
tragspartner der gemeinsamen Selbstverwaltung, ein 
„indikatorengestützte[s] Verfahren zur vergleichen-
den Messung und Darstellung von Ergebnisqualität“  
(§ 113 Abs. 1a Satz 1 SGB XI in der Fassung des PSG II) 
zu installieren, vollzogen. Aufbauend auf den Arbei-
ten von Wingenfeld et al. (2011) wurde ein System von 
15 „gesundheitsbezogenen Indikatoren“ ausgearbeitet 
(Wingenfeld et al. 2018) und etabliert. 2019 wurde auf 
dieser Basis dann das bis heute gültige Verfahren ein-
geführt (Schwinger und Behrendt 2023). Aufgrund der 
Covid-19-Pandemie wurde der Start der regelhaften 
Erhebung der Indikatoren allerdings auf Januar 2022 
verschoben. Da die Regelprüfung bei Vorliegen eines 
hohen Qualitätsniveaus zudem nur alle zwei Jahre 
erfolgen muss, liegen bis jetzt noch keine vollständi-
gen Daten zu allen Einrichtungen vor. Im ambulanten  
Bereich wurde der Abschlussbericht für die Entwick-
lung neuer Instrumente und Verfahren 2018 vorge-
legt (Büscher et al. 2018). Vor die Implementierung  
wurde aber eine umfangreiche Pilotierungsstudie des 
fünf Prüfbereiche umfassenden Prüfinstruments ge-
schaltet (siehe Nolting et al. 2023 für Details), deren 
Ergebnisse 2021 publiziert wurden (Haaß et al. 2021). 
Im ambulanten Bereich wurde der neue Ansatz daher 
mit Verzögerung eingeführt.

War mit dem PSG II anscheinend der vollständige 
Schwenk des Qualitätsmanagements zur Ergebnisqua-
lität vollzogen, ist mit der Entwicklung des Personal-
bemessungsverfahrens in der vollstationären Pflege 
(Rothgang et al. 2020) wieder ein Element der Struk-
turqualität in den Fokus gerückt. In Umsetzung dieses 
Verfahrens wurden im Gesundheitsversorgung-Wei-
terentwicklungsgesetz (GVWG) vom 11. Juli 2021 neue 
Personalobergrenzen eingeführt, die in weiten Teilen 
der Bundesrepublik eine deutliche Mehrpersonalisie-
rung der Pflegeheime ermöglichen. Um diese Perso-
nalanhaltswerte ausschöpfen zu können, werden die 
Einrichtungen gleichzeitig zu Maßnahmen der Orga-
nisationsentwicklung in Anlehnung an ein Modellpro-
gramm des GKV-Spitzenverbandes verpflichtet (Bur-

feindt et al. 2024), die der internen Qualitätsentwick-
lung dienen und dabei vor allem die Prozessqualität 
betreffen. 

3	�Potenzial und Defizit der 
aktuellen Regelungen 

Wie der Rückblick über die Veränderung der gesetzli-
chen Regelungen zur Qualitätssicherung und zur Qua-
litätsentwicklung gezeigt hat, werden aktuell sowohl 
Struktur- als auch Prozess- und Ergebnisqualität be-
rücksichtigt und es sind dabei sowohl Qualitätssiche-
rungsmaßnahmen als auch Maßnahmen zur Qualitäts-
entwicklung vorgesehen (Abbildung 2). Um dennoch 
bestehende etwaige Defizite zu erkennen, ist es sinn-
voll, die in den Zellen der Abbildung 2 enthaltenen 
Instrumente im Einzelnen zu betrachten. 

Die längste Geschichte haben dabei die ordnungs- 
und sozialrechtlichen Vorgaben. Die Steuerung über 
baurechtliche Vorschriften wird inzwischen dadurch 
kompliziert, dass neben den klassischen Sektoren 
„ambulant“ und „stationär“ zunehmend dazwischen-
liegende Wohn- und Betreuungsformen entstanden 
sind. Um diese angemessen zu erfassen, sind im Ent-
wurf des Pflegekompetenzgesetzes eigene Regeln für 
Formen gemeinschaftlichen Wohnens vorgesehen, 
die allerdings die Gefahr mit sich bringen, dass ein 
neuer Sektor konstituiert wird, sich die Abgrenzungs- 
probleme verdoppeln und eine weitere Überbürokrati-
sierung entsteht. Dazu kommt eine zweite Schwierig-
keit: Seit der Föderalismusreform II ist das Ordnungs-
recht überwiegend Ländersache, und auch im Sozial-
recht werden die entscheidenden Weichenstellungen 
in den Rahmenverträgen nach § 75 SGB XI – und somit 
auf Länderebene – getroffen. Der Föderalismus führt 
so zu einem Flickenteppich vielfach nicht kompatibler 
Einzelregelungen. Im Entwurf eines Gesetzes über die 
Einführung einer bundeseinheitlichen Pflegefachassis-
tenzausbildung wird daher gerade der Versuch unter-
nommen, 27 länderspezifische Einzelnormen durch 
eine bundeseinheitliche Regelung zu ersetzen. Auch 
bei der quantitativen Dimension der Personalbemes-
sung ist ein Trend zu bundeseinheitlichen Regelungen 
erkennbar: Mit den Personalanhaltswerten nach § 113c 
Abs. 1 SGB XI werden bundeseinheitliche Obergren-
zen definiert, während die „Zielwerte für eine bundes-
einheitliche, mindestens zu vereinbarende personelle 
Ausstattung“, die das Bundesgesundheitsministerium 
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gemäß § 113c Abs. 8 SGB XI im Einvernehmen mit al-
len relevanten Akteuren festlegt und alle zwei Jahre 
aktualisiert, auf bundesweite Personaluntergrenzen 
abzielen. Bei der Berechnung dieser Zielwerte wird an 
den Obergrenzen angeknüpft und so tendenziell ein 
bundeseinheitlicher Korridor für die Personalbeset-
zung in der vollstationären Pflege geschaffen. So kön-
nen die Vorgaben zur Strukturqualität an dieser Stelle 
vereinheitlicht werden.

Die Möglichkeit, die Personalobergrenzen in der 
vollstationären Pflege auszuschöpfen, ist daran ge-
bunden, dass die Einrichtungen geeignete „Maßnah-
men der Personal- und Organisationsentwicklung 
durchführen“ (§ 113c Abs. 3 Ziffer 1 SGB XI). Ansätze 
zur Entwicklung der Strukturqualität wirken sich so-
mit unmittelbar auf die Prozessqualität aus. Gezielt 
zur Entwicklung der Prozessqualität sind 2008 die Pfle-
gestandards eingeführt worden. Gemäß dem neuen 
§ 113a SGB XI sollten evidenzbasierte Standards entwi-
ckelt und dann rechtlich verbindlich gemacht werden. 
Der Gesetzgeber ist dabei davon ausgegangen, dass 
eine evidenzbasierte Standardentwicklung immer zu 
Handlungsanweisungen führt, die die Prozessqualität 
effektiv verbessern. Tatsächlich können im Standard 
aber nur die vorhandenen Evidenzen zusammenge-
tragen und aufbereitet werden. Bei vielen relevanten 
Themen ist die Studienlage allerdings unbefriedigend. 
Schon im ersten Versuch, einen nach neuem Recht ent-
wickelten Expertenstandard zu evaluieren, hat eine 
kontrollierte Studie keinen Wirksamkeitsbeweis für 
die Anwendung des Standards erbringen können (Gör-
res et al. 2016). Die in der gemeinsamen Selbstverwal-
tung konsentierte verpflichtende Implementierung 
eines Standards ohne Wirksamkeitsnachweis war aber 

Abbildung 2 Aktuelle Instrumente und Verfahren zur Qualitätssicherung und -entwicklung

Strukturqualität Prozessqualität Ergebnisqualität

Qualitätssicherung Ordnungs- und sozial-
rechtliche Vorgaben 
(Personalmindestmengen,  
Bauvorschriften)

Qualitätsindikatoren Qualitätsindikatoren

Qualitätsentwicklung Personalanhaltswerte Pflegestandards; 
Anforderungen an die 
Organisationsentwick-
lung

Qualitätsindikatoren

nicht möglich. Da in der Folge auch kein weiterer Stan-
dard konsentiert wurde, sind die Expertenstandards 
nach 15 Jahren wieder aus dem gesetzlichen Quali-
tätsmanagementsystem herausgenommen worden. 
Nach wie vor werden Expertenstandards übrigens von 
einer Forschergruppe privat entwickelt und auch ohne 
Wirksamkeitsnachweis an die Einrichtungen verkauft, 
die sie nutzen wollen. Das ursprünglich für zentral 
gehaltene Instrument aus dem Bereich der Prozess-
qualität ist jedoch aus dem gesetzlichen Qualitätsma-
nagement herausgefallen. Allerdings beziehen sich 
die Qualitätsindikatoren im stationären Bereich nicht 
ausschließlich auf die Ergebnisqualität. So betreffen 
die Indikatoren zum Schmerzmanagement und zum 
Integrationsgespräch tatsächlich die Prozessqualität 
(Görres et al. 2017). 

Bezüglich der Qualitätsindikatoren wurde in der 
modellhaften Pilotierung im stationären Bereich he-
rausgearbeitet, dass die Risikoadjustierung unzurei-
chend ist. Als Methode der Risikoadjustierung wurde 
ursprünglich lediglich eine Stratifizierung in mobile 
versus immobile Personen beziehungsweise Personen 
mit und ohne erhebliche kognitive Einschränkungen 
vorgenommen. Für neun der 15 Indikatoren wäre da-
gegen eine Risikoadjustierung mittels Regressions-
analysen vorzuziehen (Görres et al. 2017, IV). Auch im 
ambulanten Bereich machte die Pilotierung deutlich, 
dass noch erheblicher Verbesserungsbedarf besteht 
(Haaß et al. 2021). 

Die Qualitätsindikatoren sollen dem internen Qua-
litätsmanagement und der extern Qualitätssicherung 
dienen. Das beinhaltet aber die Gefahr einer mögli-
chen Überforderung: Um ein internes Qualitätsma-
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nagement zu ermöglichen, müssen Indikatoren einen 
ungeschönten Vergleich mit anderen Einrichtungen 
gewährleisten. Sobald die Ergebnisse der Prüfung ver-
öffentlicht werden, sind Einrichtungen aber vor allem 
daran interessiert, die eigene Einrichtung positiv dar-
zustellen. Wie sich bei den Pflegenoten gezeigt hat, op-
timieren Einrichtungen dann das, was gemessen wird, 
womit die Messungen ihre Funktion als „ehrlicher“ 
Indikator für eine interne Qualitätsentwicklung ver-
lieren. Zudem zielt die Qualitätssicherung darauf ab, 
lediglich gravierende Abweichungen von der Norm zu 
ermitteln, während die Qualitätsentwicklung eine dif-
ferenzierte Erfassung der Qualität voraussetzt, damit 
erkennbar wird, wo Verbesserungen notwendig sind. 
Für die Qualitätsentwicklung sollten die Indikatoren 
daher zwischen den Einrichtungen diskriminieren, 
für die Qualitätssicherung gerade nicht. Beide Anfor-
derungen gleichzeitig zu erfüllen ist für dieselben In-
dikatoren nicht möglich. Die Grenzwerte in der Be-
wertungssystematik sind jetzt so gewählt, dass nur die 
wenigsten Einrichtungen damit rechnen müssen, dass 
„schwerwiegende Qualitätsdefizite“ konstatiert wer-
den. Allerdings fehlen damit die differenzierten Infor-
mationen, die für eine Qualitätsentwicklung notwen-
dig sind. Qualitätswettbewerb mittels veröffentlichter 
Qualitätsberichte sollte daher auf anderen Indikatoren 
beruhen als denen, die für die interne Qualitätsent-
wicklung genutzt werden. 

Hoffnung bietet dagegen die jüngst erfolgte Rück-
besinnung auf die Struktur- und Prozessqualität. Das 
in § 113c SGB XI angewendete Konzept der Personalan-
haltswerte als Obergrenzen ist dabei eine interessante 
Innovation, da es den Einrichtungen Freiräume für 
eine positive Entwicklung einräumt, ohne diese ver-
bindlich vorzuschreiben. Daraus entsteht eine Quali-
tätsentwicklung mit unterschiedlicher Geschwindig-
keit. Vorreiter können dabei die Vorteile einer Entwick-
lung aufzeigen und Nachzügler dann zu Nachahmern 
werden. Da die Mehrpersonalisierung an Maßnahmen 
der Organisationsentwicklung geknüpft ist, ist zu-
gleich die Prozessqualität adressiert.

4	�Qualitätbewertung  
mit Routinedaten

Wenn Qualitätstransparenz andere Daten benötigt als 
die für die Qualitätsentwicklung verwendeten Indika-
toren, stellt sich die Frage, welche Art von Informa-

tionen für einen auf Transparenz beruhenden Quali-
tätswettbewerb verwendet werden können. Eine Op-
tion hierfür liegt in der Nutzung der Routinedaten 
der Pflegeversicherung für die Qualitätsmessung. Das 
Wissenschaftliche Institut der AOK (WIdO) hat unter 
Leitung von Jürgen Klauber diesbezüglich Pionier-
arbeit geleistet und die Nutzbarkeit sowohl für Pflege-
heime (Schwinger et al. 2018) als auch für die ambulan-
te Pflege (Wehner 2023) aufgezeigt. Ein Vorteil dieses 
Ansatzes ist, dass die benötigten Informationen in den 
Abrechnungsdaten bereits vorhanden sind und daher 
nicht aufwendig erhoben werden müssen. Zudem sind 
sie – insofern sie zahlungsrelevant sind – zuverlässig 
und vergleichsweise manipulationssicher. Sie schaffen 
damit Transparenz für pflegebedürftige Personen und 
ihre Angehörigen, können so als Informationsgrundla-
ge für deren Wahl von Pflegeleistungsanbietern dienen 
und ermöglichen damit Qualitätswettbewerb. Zudem 
können die Routinedaten auch für eine regionale Be-
richterstattung genutzt werden (Behrendt et al. 2023) 
und damit die Politik auf Kommunal- und Länderebe-
ne informieren. Die Daten bieten zudem die Möglich-
keit, noch über die bereits entwickelten Indikatoren 
hinaus weitere Qualitätsindikatoren zu bilden und 
so das gesetzliche Instrumentarium des Qualitätsma-
nagements sinnvoll zu erweitern. 
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